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An den Präsidenten des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Landtag Nordrhein-Westfalen 
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Digitale Souveränität sichern – das Internet befreien, Medienvielfalt schützen! 

Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 18/14011  

Anhörung des Ausschusses für Kultur und Medien und des Ausschusses für Europa und Internatio-
nales am 30. Oktober 2025 
 

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Frau Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Medien, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender des Ausschusses für Europa und Internationales, 

ich danke für die Einladung zur o.g. Anhörung und nehme zu dem Beratungsgegenstand (Drs. 
18/14011) wie folgt Stellung: 

 

I. Vorbemerkung 

Der Antrag der SPD-Fraktion „Digitale Souveränität sichern – das Internet befreien, Medienvielfalt 
schützen!“ beschreibt den Einfluss von Big-Tech-Plattformen auf Kommunikations- und Meinungsbil-
dungsprozesse unter Einschluss der journalistisch-redaktionell gestalteten Medien weitgehend zutref-
fend. 

Ihm liegen zwei Konzepte digitaler Souveränität zugrunde: 

1. die Souveränität i.S. einer Unabhängigkeit Deutschlands und Europas von digitalen Dienstleis-
tungen drittstaatlicher (zumeist US-amerikanischer) Plattformen; dies kommt insbesondere in 
der Forderung nach einer Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich von Open-
Source-Technologien, gemeinwohlorientierten Plattformen und europäischen KI-Modellen so-
wie in der Schaffung einer europäischen Nachrichtenplattform zum Ausdruck („Souveränität 
durch Infrastruktur“); und 

2. die souveräne Gestaltung des nationalen und europäischen Kommunikationsraums durch mit-
gliedstaatliche und unionale Regulierung in Abgrenzung zu dessen Gestaltung durch die öko-
nomischen, algorithmischen und rechtlichen Spielregeln der Plattformen selbst („Souveränität 
durch Regulierung“). 

Zweifelsohne bestehen zwischen beiden Souveränitätskonzepten Wechselbeziehungen: Alternative 
nationale und europäische Plattform- bzw. KI-Angebote kreieren Wettbewerb und ermöglichen ggf. 
Kommunikationsprozesse, die stärker werte- und weniger werbebasiert erfolgen. Idealiter zwingt 
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dieser Wettbewerb andere, rein kommerzielle Plattformbetreiber zur Anpassung ihrer Funktionslogi-
ken und zur strikteren Beachtung regulatorischer Vorgaben. 

Allerdings ist die Verwirklichung jedes dieser Souveränitätskonzepte schon für sich genommen äußerst 
ambitioniert. Dementsprechend formuliert der Antrag eine Fülle an Feststellungen und Forderungen, 
die bedenkenswert und teils zielführend erscheinen, teils aber bereits durch regulatorische oder exe-
kutive Maßnahmen unterlegt sind und jedenfalls in ihrer Umsetzung Persistenz („langen Atem“), finan-
zielle Ressourcen und einen Instrumentenmix benötigen.  

 

II. Maßnahmen zur Sicherung der digitalen Souveränität 

Im Folgenden möchte ich mich den Feststellungen und Forderungen des Antrags näher zuwenden. Dies 
erfolgt in zwei Schritten: Zum einen in Gestalt von Anmerkungen übergreifender Natur (1.) und zum 
anderen in Gestalt von Anmerkungen zu ausgewählten Forderungen des Antrags (2.). Die Anmerkun-
gen erfolgen primär aus einer juristischen Perspektive und greifen nur diejenigen Aspekte auf, die aus 
meiner Sicht einer gesonderten Hervorhebung bedürfen. Zudem beschränken sie sich auf den Themen-
komplex „Souveränität durch Regulierung“ (s. oben I. 2.) 

 

1. Anmerkungen übergreifender Natur 

a) Fehlen eines Level Playing Field 

Der Antrag stellt zu Recht fest, dass die bisherige Regulierung der Tech-Konzerne mit Blick auf journa-
listisch-redaktionell gestaltete Medien nicht zu gleichen Wettbewerbsbedingungen führt. Zwar erfül-
len Anbieter von Medieninhalten und Plattformen im Ausgangspunkt unterschiedliche Funktionen (In-
haltegenerierung vs. Inhaltedistribution). Mit Blick auf ihre Refinanzierung (in erster Linie durch Wer-
bung) konkurrieren sie jedoch um die Aufmerksamkeit derselben Nutzerkreise und begegnen sich des-
halb als Wettbewerber auf den Aufmerksamkeits- und Werbemärkten. 

Für dieses Konkurrenzverhältnis statuiert die Medienregulierung keine gleichen Wettbewerbsbedin-
gungen. Dies folgt bereits aus dem Umstand, dass Plattformen – vereinfacht ausgedrückt – weder 
quantitativen noch geographischen Werberestriktionen unterliegen, wohingegen (zumindest die) 
Rundfunkmedien in ein enges Korsett der Werberegulierung (Werbezeitbeschränkungen, Blockwerbe-
gebote etc.) gezwängt werden. 

Zu dieser regulatorischen Benachteiligung gesellt sich für alle Medien der ökonomische Nachteil, dass 
Plattformen aufgrund ihrer märkteintegrierenden Funktion zum Monopol tendieren, eine immense 
Fülle personalisierter Daten über ihre Nutzer generieren und diese sehr effektiv zum eigenen Vorteil 
(personalisierte Werbung und Dienste, Ausrollen neuer Dienste wie KI) nutzen können. Diese sich 
selbst verstärkenden ökonomischen Vorteile stehen Medien nur eingeschränkt oder gar nicht zur Ver-
fügung. 

Diese regulatorischen und ökonomischen Nachteile der Medien werden durch das Recht nur unzu-
reichend kompensiert. In Gestalt der Medienplattform-, Benutzeroberflächen- und Medienintermedi-
ärsregulierung sieht der Medienstaatsvertrag mit seinen Diskriminierungsverboten und Auffindbar-
keitsgeboten zwar wichtige Kompensationsmechanismen für die Sichtbarkeit von Medien und ihre da-
mit zusammenhängenden Refinanzierungsmöglichkeiten vor. 

Mit Blick auf Big Tech kranken diese vielfaltssichernden Regelungen jedoch an mehreren Defiziten: 
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▪ Durch zahlreiche EU-Regelungen (EC-RL, AVMD-RL, DSA) ist die Anwendbarkeit des nationalen 
Plattformregulierungsrechts auf Anbieter mit Sitz im EU-Ausland (Big Tech!) fraglich geworden 
(Stichworte: Herkunftslandprinzip, Vollharmonisierung) und droht, ins Leere zu laufen. 

▪ Die Auffindbarkeitsregulierung für Public-Value-Inhalte greift nicht für Vermittlungsplattfor-
men (Medienintermediäre), sondern nur bei Vorliegen einer Medienplattform (d.h. Amazon 
Prime: ja, YouTube: nein). 

▪ In Gestalt der VLOP/VLOS-Regulierung des DSA bestehen für Vermittlungsplattformen über die 
systemische Risikoanalyse und -minderung (Art. 34 und 35 DSA) zwar regulatorische Anknüp-
fungspunkte für Maßnahmen zur Verbesserung der Sichtbarkeit und Refinanzierbarkeit medi-
aler Inhalte. Auch kann über diese Instrumente regulatorischer Einfluss auf die Algorithmen-
gestaltung genommen werden. Diese regulatorischen Vorgaben bleiben zum einen jedoch un-
bestimmt und zum anderen erscheint der bei der EU-Kommission konzentrierte Aufsichtspro-
zess kompliziert und träge. 

▪ Durch KI wird sich die Problematik der Sichtbarkeit und Refinanzierbarkeit von Medien nach 
derzeitigem Erkenntnisstand noch weiter verschärfen, da sie zu einem fortschreitenden Ab-
schmelzen des Traffics auf Inhalte von Medienanbietern führen dürfte. 

 

b) Maßnahmen zur Verbesserung des Level Playing Field 

Wie der Antrag zu Recht ausführt, existiert auf nationaler und unionaler Ebene mittlerweile eine Fülle 
an regulatorischen Maßnahmen, welche die beschriebenen Probleme adressieren. Zum Teil sind diese 
Maßnahmen – wie der DMA und der DSA – noch sehr jung (2024). Eine belastbare empirische Erfah-
rung mit der Praxis des Vollzugs dieser europäischen Plattformregulierung fehlt deshalb gegenwärtig. 

Dennoch sollten und können zeitnah weitere Schritte mit Blick auf die Plattformregulierung unternom-
men werden, um das Playing Field zwischen den Plattformen und den Medien zumindest etwas „zu 
leveln“: 

▪ So muss dringend das Verhältnis des Unionsrechts zum nationalen Recht geklärt werden mit 
dem Ziel, den Mitgliedstaaten wieder mehr eigene und rechtssichere Möglichkeiten für viel-
faltssichernde Maßnahmen zum Schutz der Demokratie und des Meinungsbildungsprozesses 
einzuräumen. Dies kann bspw. durch klar formulierte Öffnungsklauseln zugunsten der Mit-
gliedstaaten oder durch zielführende EU-rechtliche Rahmenvorschriften, die von den Mitglied-
staaten nach ihren jeweiligen Bedürfnissen ausgefüllt werden, erfolgen. Anknüpfungspunkt 
hierfür kann die bevorstehende Evaluation und Reform der AVMD-Richtlinie sein. 

▪ Des Weiteren sollten im Zuge der geplanten AVMD-Novelle die nicht-inhaltebezogenen Wer-
berestriktionen für Rundfunkmedien weitgehend abgeschafft werden. 

▪ Die Auffindbarkeit von gemeinwohlnützlichen journalistisch-redaktionellen Inhalten auf Platt-
formen sollte verbessert und auf alle Arten von Vermittlungsdiensten erweitert werden 
(Public-Value-Regulierung). Das Diskussionspapier zum 2. Teil des Digitale Medien-Staatsver-
trags enthält hierzu zielführende Vorschläge. 

▪ Die nationalen Gesetzgeber (Bund und Länder) sollten verstärkt von ihren Kompetenzen zur 
Regulierung inhaltlicher Aspekte des Kommunikationsprozesses Gebrauch machen, etwa in 
Gestalt von Verboten bestimmter Inhalte (wie z.B. Desinformation) oder als Gestaltungsanfor-
derungen an bestimmte Inhalte (wie z.B. KI-Inhalte). Auch hierzu enthält das Diskussionspapier 
zum 2. Teil des Digitale Medien-Staatsvertrags Anknüpfungspunkte. Allgemein ist zu betonen, 
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dass der DSA einer nationalen Inhalteregulierung nicht im gleichen Maße entgegensteht wie 
der Regulierung vermittlungsspezifischer Dienstleistungen. 

▪ Die Regulierung der von Tech-Konzernen eingesetzten Algorithmen muss mit Blick auf die 
Steuerung und Gestaltung von Kommunikationsprozessen verbessert werden, etwa mit dem 
Ziel, bestimmte Inhalte (Public-Value-Inhalte, Outlinks etc.) zu privilegieren und andere, de-
struktive Inhalte (Desinformation, Hass und Hetze) zu diskriminieren. Auch sollten die Mög-
lichkeiten der Nutzer zur aktiven (Mit-)Gestaltung der Funktionsweise von Algorithmen regu-
latorisch gestärkt werden. Derartige Maßnahmen könnten schon jetzt durch die Instrumente 
des DSA (Art. 33 ff.) umgesetzt werden. 

 

2. Anmerkungen zu einzelnen Forderungen 

▪ Soweit der Antrag fordert, sich auf Bundesebene (warum [nur] dort?) für eine umfassende 
Analyse der Rezeptionsanteile in der politischen Meinungsbildung von digitalen Plattformen 
einzusetzen und auf dieser Grundlage pauschale Marktanteilsobergrenzen von 30 Prozent ein-
zuführen, bedarf dies weiterer Reflexion. Zwar scheint sich dieser Gedanke und diese Ober-
grenze am derzeitigen Medienkonzentrationsrecht für das bundesweite Fernsehen (§ 60 
Abs. 2 MStV) zu orientieren. Die Übertragbarkeit dieses Regulierungsinstruments von einem 
Inhalteanbieter auf einen Vermittlungsdienst erscheint indes fragwürdig: Denn anders als bei 
Inhalteanbietern muss die Vielfalt von Plattformanbietern nicht zwangsläufig zu einem besse-
ren demokratischen Diskurs führen. Dieser Effekt bliebe insbesondere dann aus, wenn die kon-
kurrierenden Plattformbetreiber derselben oder jedenfalls ähnlichen Funktionslogiken folg-
ten. Das unionale und nationale Plattformrecht hat deshalb mit gutem Grund den Fokus auf 
eine Regulierung der (monopolistischen) Vermittlungsdienstleistungen als solcher und nicht 
auf eine Begrenzung der Marktanteile gelegt. Wie die Erfahrungen mit dem gegenwärtigen 
Medienkonzentrationsrecht zeigen, dürfte es im Übrigen Probleme bereiten, den Anteil einer 
Plattform am politischen Meinungsbildungsprozess rechtssicher zu determinieren. 

Zur Erreichung des Ziels, einen demokratischen öffentlichen Diskurs zu gewährleisten, bietet 
sich deshalb eine Reform des gegenwärtig leerlaufenden Medienkonzentrationsrechts an. Das 
Diskussionspapier für den 2. Teil des Digitale Medien-Staatsvertrags enthält hierzu eine Vor-
schlagsskizze in Gestalt eines Gefährdungsanalyse-Modells, das auch „Plattformmacht“ mit-
einbeziehen soll. Im Vergleich zu einer pauschalen Marktanteilsobergrenze verfolgt dieses Mo-
dell eine flexible und deshalb vorzugswürdigere Herangehensweise, um plattformbedingte 
Meinungsmacht zu brechen. Allerdings ist die Unionsrechtskonformität eines solchen Mecha-
nismus mitzubedenken (s. oben II. 1.) und ggf. im Rahmen anstehender Reformprozesse auf 
EU-Ebene (AVMD) abzusichern. 

▪ Soweit die Landesregierung aufgefordert wird, sich auf Ebene der EU und des Bundes für eine 
verpflichtende unabhängige Prüfung von Plattform-Algorithmen einzusetzen, sei darauf hin-
gewiesen, dass Art. 37 DSA eine solche unabhängige Überprüfung schon heute vorschreibt. 
Praxiserfahrung mit diesem Instrument scheint allerdings noch zu fehlen und sollte deshalb 
abgewartet werden. 

▪ Die Einführung einer sog. Digitalsteuer stellt einen möglichen und unaufwändigen Ansatz dar, 
um zu mehr finanzieller Fairness zwischen Big-Tech-Plattformen und Medienanbietern beizu-
tragen. Damit Medienanbieter als wichtige Inhaltelieferanten für Plattformen an deren Wert-
schöpfung besser partizipieren können, muss jedoch sichergestellt werden, dass ihnen zumin-
dest ein Teil dieser Einnahmen direkt oder indirekt zugutekommt und die Verteilung dieser 
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Finanzmittel staatsfern sowie wettbewerbsneutral erfolgt. Kumulativ oder alternativ dazu bie-
ten sich verbesserte Leistungsschutzrechte urheberrechtlicher Art an. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
(Prof. Dr. Ralf Müller-Terpitz) 
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